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[ohne Überweisung an einen Hauptausschuss (A/56/L.52 und Add.1)] 

  56/104. Unterstützung der humanitären Hilfe, des Wiederaufbaus 
und der Entwicklung in Osttimor 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf alle ihre einschlägigen Resolutionen über die Situation in Osttimor, 

 sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 46/182 vom 19. Dezember 1991 und die in 
der Anlage zu der genannten Resolution enthaltenen Leitlinien, 

 ferner unter Hinweis auf alle einschlägigen Resolutionen und Beschlüsse des Sicher-
heitsrats über die Situation in Osttimor, insbesondere die Resolutionen 1272 (1999) vom 
25. Oktober 1999, 1319 (2000) vom 8. September 2000 und 1338 (2001) vom 31. Januar 
2001, 

 unter Hinweis auf die mit Resolution 1272 (1999) des Sicherheitsrats erfolgte Einrich-
tung der Übergangsverwaltung der Vereinten Nationen in Osttimor, deren Mandat auch die 
Koordinierung und Erbringung von humanitärer Hilfe sowie von Wiederaufbau- und 
Entwicklungshilfe, Unterstützung beim Aufbau von Kapazitäten für die Selbstregierung und 
Hilfe bei der Schaffung der Voraussetzungen für eine nachhaltige Entwicklung umfasst, 

 erfreut darüber, wie die Vereinten Nationen, andere zwischenstaatliche Organisatio-
nen, die Mitgliedstaaten und die nichtstaatlichen Organisationen in Abstimmung mit der 
Übergangsverwaltung und in Zusammenarbeit mit dem osttimorischen Volk seit dem 1. Ja-
nuar 2000 auf die Bedürfnisse Osttimors im Hinblick auf humanitäre Hilfe, den Wiederauf-
bau und die Entwicklung reagiert haben, 

 sowie erfreut darüber, dass die Phase der unmittelbaren Nothilfe und humanitären 
Hilfe in Osttimor vorbei ist, und gleichzeitig feststellend, dass weiterhin Probleme bestehen, 
namentlich die Notwendigkeit, die Vorsorge- und Reaktionskapazität zur Bewältigung 
humanitärer Notlagen zu stärken, und dass die Herausforderungen auf dem Gebiet der Nor-
malisierung, des Wiederaufbaus und der Entwicklung weiter bestehen,  

 in Anerkennung der kontinuierlichen Fortschritte, die beim Übergang von der Not-
hilfe- zur Entwicklungsphase in Osttimor erzielt wurden, und in dieser Hinsicht die wich-
tige Rolle anerkennend, die der Übergangsverwaltung bei der Unterstützung der beharrli-
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chen und entschlossenen Anstrengungen zufällt, die das osttimorische Volk selbst unter-
nimmt, 

 betonend, dass die internationale Hilfe für Osttimor weitergeführt werden muss, um 
den Übergang von der Nothilfe- und Wiederaufbauphase zur Entwicklungsphase zu unter-
stützen, und die bedeutenden Herausforderungen anerkennend, die diesbezüglich während 
der Vorbereitung auf die Unabhängigkeit und in der darauf folgenden Zeit unter anderem in 
den Sektoren öffentliche Verwaltung, Bildung, Gesundheit, Landwirtschaft und Infrastruk-
tur zu bewältigen sind, 

 erfreut über die Anstrengungen, die die Regierung Indonesiens und die zuständigen 
zwischenstaatlichen und nichtstaatlichen Organisationen unternehmen, um den osttimori-
schen Flüchtlingen in der Provinz Ost-Nusa-Tenggara (Westtimor) humanitäre Hilfe zukom-
men zu lassen und ihre Rückkehr nach Osttimor zu erleichtern, und in dieser Hinsicht aner-
kennend, wie wichtig es ist, dass die internationale Gemeinschaft die Bemühungen der 
Regierung Indonesiens um die Durchführung von Neuansiedlungs- und Rückführungspro-
grammen für osttimorische Flüchtlinge unterstützt, 

 mit Genugtuung darüber, dass Indonesien Strafverfahren gegen die für die beklagens-
werte Tötung von drei Bediensteten des Amtes des Hohen Flüchtlingskommissars der Ver-
einten Nationen am 6. September 2000 in Atambua verantwortlichen Personen eingeleitet 
hat, eingedenk der Bedeutung der Unabhängigkeit der nationalen rechtsprechenden Gewalt, 
und die Hoffnung bekundend, dass die über die für schuldig Befundenen verhängten 
endgültigen Strafen der Schwere der Verbrechen angemessen sind,  

 1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekretärs1; 

 2. legt den Vereinten Nationen, den anderen zwischenstaatlichen Organisationen, 
den Mitgliedstaaten und den nichtstaatlichen Organisationen nahe, in Abstimmung mit der 
Übergangsverwaltung der Vereinten Nationen in Osttimor und in enger Konsultation und 
Kooperation mit dem osttimorischen Volk auch weiterhin zusammenzuarbeiten, um die 
noch bestehenden längerfristigen Probleme in Osttimor, namentlich im Hinblick auf die 
Vorsorge- und Reaktionskapazität zur Bewältigung humanitärer Notlagen, zu beheben und 
den Übergang von der Nothilfe- und Wiederaufbauphase zur Entwicklungsphase zu unter-
stützen; 

 3. unterstreicht, wie wichtig es ist, die Normalisierungs-, Wiederaufbau- und Ent-
wicklungshilfe für Osttimor auch weiterhin in enger Konsultation mit osttimorischen Insti-
tutionen und der Zivilgesellschaft einschließlich der lokalen nichtstaatlichen Organisationen 
und mit ihrer Beteiligung zu planen und bereitzustellen; 

 4. fordert die Organisationen der Vereinten Nationen, die internationale Gemein-
schaft und die nichtstaatlichen Organisationen nachdrücklich auf, auch künftig Anstrengun-
gen zu unternehmen, um die Trägerschaft und Beteiligung aller Osttimorer, namentlich der 
Frauen und der schwächeren Gruppen, an der Normalisierung, am Wiederaufbau und an der 
Entwicklung Osttimors zu verstärken, und betont in diesem Zusammenhang, dass die inter-
nationale Hilfe zur Unterstützung des lokalen Kapazitätsaufbaus, unter anderem in Berei-
chen wie Bildung, Gesundheit, Landwirtschaft und ländliche Entwicklung, Justiz, Staats-
führung und öffentliche Verwaltung, Sicherheit und öffentliche Ordnung, weitergeführt wer-
den muss; 

 5. begrüßt die Abhaltung von Geberkonferenzen für Osttimor im Dezember 1999 
in Tokio, im Juni 2000 in Lissabon, im Dezember 2000 in Brüssel, im Juni 2001 in Can-
_______________ 
1 A/56/338. 
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berra und im Dezember 2001 in Oslo, die den Schwerpunkt auf den nationalen Haushalt 
und den Übergang Osttimors zur Unabhängigkeit in vier Schlüsselbereichen legten, nämlich 
Politik, öffentliche Verwaltung, öffentliche Finanzen sowie wirtschaftlicher und sozialer 
Wiederaufbau, und fordert die internationale Gemeinschaft nachdrücklich auf, ihre Zusagen 
zur Deckung des externen Mittelbedarfs für die Normalisierungs-, Wiederaufbau- und Ent-
wicklungstätigkeiten in Osttimor einzuhalten;  

 6. begrüßt außerdem den von der Regierung Indonesiens und den Vereinten Natio-
nen am 27. November 2001 in Jakarta offiziell erlassenen gemeinsamen Appell zu Gunsten 
der osttimorischen Flüchtlinge; 

 7. begrüßt ferner die erfolgreiche Abhaltung der Wahlen zur Verfassunggebenden 
Versammlung Osttimors am 30. August 2001 und die Einsetzung der rein osttimorischen 
zweiten Übergangsregierung am 20. September 2001; 

 8. erkennt an, dass die Einrichtung einer wirksamen und funktionsfähigen staatli-
chen Verwaltung von entscheidender Bedeutung für die Förderung eines stabilen und siche-
ren sozialen, wirtschaftlichen und politischen Umfelds in Osttimor ist, und fordert in dieser 
Hinsicht die internationale Gemeinschaft nachdrücklich auf, auch künftig die Anstrengun-
gen zur Schaffung von Institutionen und zur Ausbildung von Beamten zu unterstützen, vor 
allem auf den Gebieten öffentliche Finanzen, Justizwesen, höhere Verwaltung sowie Aufbau 
und Aufrechterhaltung der zentralen staatlichen Verwaltungsdienste; 

 9. begrüßt die fortgesetzte Reaktion der internationalen Gemeinschaft auf den Be-
darf an Nahrungsmittelhilfe und fordert die Vereinten Nationen, die sonstigen zwischen-
staatlichen Organisationen, die Mitgliedstaaten und die nichtstaatlichen Organisationen auf, 
den Osttimorern bei der Sicherstellung einer nachhaltigen Entwicklung auf den Gebieten 
Landwirtschaft, Viehzucht und Fischerei behilflich zu sein; 

 10. empfiehlt, dass sich die internationale Hilfe auch weiterhin vor allem auf die 
noch nicht gedeckten Infrastrukturbedürfnisse in Bereichen wie Wiederaufbau und Wieder-
herstellung von öffentlichen Gebäuden, Bildungsstätten, Straßen und öffentlichen Dienstlei-
stungen, einschließlich Wasserversorgung, Abwasserbeseitigung und Stromversorgung, kon-
zentriert; 

 11. würdigt die rasche internationale Reaktion hinsichtlich der Bereitstellung von 
Gesundheitsdiensten für die gesamte Bevölkerung, namentlich die frühzeitige Einrichtung 
von Impf- und Krankheitsverhütungsprogrammen sowie Programmen für reproduktive Ge-
sundheitsversorgung und Ernährung von Kindern, erkennt jedoch gleichzeitig an, dass wei-
tere Hilfe für den Wiederaufbau von Krankenhäusern, die Ausbildung der Angehörigen der 
Gesundheitsberufe und den Ausbau von Kapazitäten erforderlich ist, um den Herausfor-
derungen zu begegnen, die Krankheiten wie Tuberkulose, Malaria und HIV/Aids für die öf-
fentliche Gesundheit bedeuten; 

 12. begrüßt die laufende Wiederöffnung von Schulen, die Lieferung und Verteilung 
von Unterrichtsmaterial und die Ausbildung von Lehrern, betont jedoch gleichzeitig, dass 
vor allem auf dem Gebiet der Sekundar- und Hochschulbildung Kapazitäten aufgebaut wer-
den müssen und dass den Rehabilitationsbedürfnissen der von Gewalt betroffenen Kinder, 
einschließlich psychosozialer Betreuung, unverminderte Aufmerksamkeit geschenkt werden 
muss; 

 13. erkennt die Anstrengungen an, die die Regierung Indonesiens in Zusammenar-
beit mit der Übergangsverwaltung, dem Amt des Hohen Flüchtlingskommissars der Verein-
ten Nationen, der Internationalen Organisation für Migration und anderen humanitären 
Organisationen unternimmt, um die organisierte und die spontane Rückkehr von osttimori-
schen Flüchtlingen aus Westtimor zu erleichtern, und legt der Regierung Indonesiens nahe, 
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ihre Anstrengungen zur Schaffung effektiver Sicherheitsbedingungen in und um die Flücht-
lingslager in Westtimor fortzusetzen, um die sichere und freiwillige Rückkehr der Flücht-
linge zu erleichtern; 

 14. bekräftigt die Notwendigkeit, den sicheren und ungehinderten Zugang des 
humanitären Personals und der humanitären Hilfe zu allen Hilfsbedürftigen zu gewährlei-
sten, erkennt in dieser Hinsicht an, dass die Regierung Indonesiens die Resolution 1319 
(2000) des Sicherheitsrats weiterhin durchführt, legt der Regierung nahe, ihre diesbezügli-
chen Bemühungen in voller Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten, dem System der Ver-
einten Nationen und den nichtstaatlichen Organisationen fortzusetzen, und unterstreicht, wie 
wichtig es ist, dass weiterhin internationale Hilfe geleistet wird, um die Bemühungen zu 
unterstützen, die die Regierung Indonesiens und die zuständigen Organisationen unterneh-
men, um die Bedürfnisse der osttimorischen Flüchtlinge in Westtimor zu decken, unter 
anderem durch Hilfe bei ihrer freiwilligen Rückkehr oder Neuansiedlung und durch Bei-
träge zur Deckung des Bedarfs an humanitärer Hilfe in den Lagern in Westtimor; 

 15. fordert die Vereinten Nationen nachdrücklich auf, auch weiterhin auf die 
Bedürfnisse Osttimors im Hinblick auf die Normalisierung, den Wiederaufbau und die Ent-
wicklung einzugehen; 

 16. ersucht den Generalsekretär, der Generalversammlung einen Bericht über die 
Durchführung dieser Resolution zur Behandlung auf ihrer siebenundfünfzigsten Tagung 
vorzulegen. 

 87. Plenarsitzung 
 14. Dezember 2001 

  


